Musterbetriebsvereinbarung zur Errichtung einer ständigen Einigungsstelle
Zwischen der ___________ (Name der Firma) vertreten durch ________ (Name) und

dem Betriebsrat der ________ (Name der Firma), vertreten durch den Betriebsratsvorsitzenden ________ (Name) wird die folgende Betriebsvereinbarung über die Errichtung einer ständigen Einigungsstelle geschlossen:

§ 1 Geltungsbereich

(1)
Diese Betriebsvereinbarung gilt für den gesamten Betrieb.

(2) Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Streitigkeiten zwischen den Betriebsparteien, für die kraft Gesetzes, Tarifvertrags, Betriebsvereinbarung oder freiwilliger Vereinbarung die Einigungsstelle zuständig ist.

(Alternativ: Diese Betriebsvereinbarung gilt für alle Streitigkeiten zwischen den Betriebsparteien betreffend die Erstellung und Änderung von Schichtplänen.)

§ 2 Anrufung der ständigen Einigungsstelle

(1)
Erklärt eine Betriebspartei die Verhandlung zwischen den Parteien für gescheitert oder weigert sich eine Betriebspartei, Verhandlungen mit der anderen Betriebspartei aufzunehmen, kann die ständige Einigungsstelle angerufen werden.

(Alternativ: Können sich die Betriebsparteien über die Erstellung/Änderung der Schichtpläne nicht einigen, so kann jede 

Betriebspartei die Einigungsstelle anrufen.)

(2) Die Anrufung der ständigen Einigungsstelle erfolgt durch Erklärung gegenüber der anderen Betriebspartei, gleichzeitig ist der/die Einigungsstellenvorsitzende zu unterrichten.

(3) Die Einigungsstelle soll innerhalb zwei Wochen nach ihrer Anrufung tagen.

§ 3 Besetzung der ständigen Einigungsstelle

(1) Die ständige Einigungsstelle ist mit drei Beisitzern je Seite besetzt; jede Betriebspartei bestimmt selbst, wen sie zum Beisitzer bestimmt.

(2) Jede Betriebspartei soll auch mindestens drei Ersatzbeisitzer bestimmen, die im Falle der Verhinderung der Einigungsstellenbeisitzer an der Einigungsstellensitzung teilnehmen.

(3) Die Betriebsparteien können einvernehmlich die Zahl der Beisitzer im Einzelfall erhöhen, wenn der Umfang oder die Schwierigkeit des Regelungsgegenstands dies gebieten. Können sich die Betriebsparteien hierüber nicht einigen, kann jede Seite ein Einigungsstelleneinsetzungsverfahren vor dem Arbeitsgericht einleiten, um die Anzahl der Beisitzer festzulegen.

(4) Zum Einigungsstellenvorsitzenden wird Herr/Frau Direktor  ________ (Name) des Arbeitsgerichts ________ (Arbeits­gericht) bestellt. Im Falle seiner Verhinderung sind in der hier vorgegebenen Reihenfolge anzufragen:


Frau Direktorin des Arbeitsgerichts ________ (Name)

_______________ (Arbeitsgericht)

 
Herr Richter am Arbeitsgericht ________ (Name)


_______________ (Arbeitsgericht)

 
Herr Richter am Arbeitsgericht ________ (Name)

 
_______________ (Arbeitsgericht)
§ 4 Vorbereitung der Einigungsstellensitzung

(1)
Zur Vorbereitung der Einigungsstellensitzung haben die Betriebsparteien schriftsätzlich zum Streitgegenstand gegenüber dem/der Einigungsstellenvorsitzenden Stellung zu nehmen; erforderliche Unterlagen sind beizufügen und mögliche Beweismittel sind zu bezeichnen. Die Betriebsparteien leiten sich Abschriften dieses Schriftsatzes zur Kenntnisnahme unmittelbar zu.

(2)
Der/Die Einigungsstellenvorsitzende kann zur Vorbereitung der Einigungsstellensitzung Beweiserhebungen vorbereiten, indem er/sie die Betriebsparteien anhält, weitere Unterlagen vorzulegen, Zeugen und Sachverständige lädt etc., soweit er/sie dies zu einer schnellen und effektiven Durchführung des Einigungsstellenverfahrens für erforderlich hält.

(3)
Die Einigungsstelle soll innerhalb von zwei Wochen nach ihrer Anrufung tagen; der/die Einigungsstellenvorsitzende hat die Einigungsstellenbeisitzer dementsprechend rechtzeitig zu laden. Die Betriebsparteien haben jeweils eine Person als Zustellungsbevollmächtigte zu benennen, an diese sind Schriftsätze, Ladungen etc. im Rahmen des Einigungsstellenverfahrens zu richten.

(4)
Der/Die Einigungsstellenvorsitzende legt Zeit und Ort der Einigungsstellensitzung fest, diese sind in der Ladung anzugeben.

§ 5 Durchführung der Einigungsstellensitzung

(1)
Erscheinen die Beisitzer einer Betriebspartei nicht oder nicht vollständig, trotz ordnungsgemäßer Ladung, so entscheidet die Einigungsstelle mit ihren erschienenen Mitgliedern.

(2)
Das Einigungsstellenverfahren soll möglichst in einer Sitzung zum Abschluss gebracht werden.

(3)
Im Übrigen gelten die Verfahrensvorschriften zum Einigungsstellenverfahren nach dem BetrVG und der dazu ergangenen Rechtsprechung.

§ 6 Beendigung des Einigungsstellenverfahrens

(1)
Das Einigungsstellenverfahren endet durch



Einigung der Betriebsparteien,



Spruch der Einigungsstelle,

 

übereinstimmende Erledigungserklärung der Betriebs­parteien.

(2)
Im Falle eines Spruchs der ständigen Einigungsstelle soll der/die Einigungsstellenvorsitzende den Einigungsstellenspruch nebst Begründung innerhalb von zwei Wochen nach der Einigungsstellensitzung den Betriebsparteien zustellen. Die Zustellung erfolgt an die Zustellungsbevollmächtigten.

(Gegebenenfalls: Der Spruch der Einigungsstelle stellt auch im Falle seiner Anfechtung so lange eine einstweilige Regelung des Streitgegenstands dar, bis die Entscheidung über die Anfechtung des Einigungsstellenspruchs rechtskräftig ist.)

§ 7 Schlussbestimmungen

(1)
Sollte diese Betriebsvereinbarung teilweise unwirksam sein oder werden, so berührt dies nicht die Wirksamkeit der Betriebsvereinbarungen im Übrigen, vielmehr verpflichten sich die Betriebsparteien, den unwirksamen Teil der Betriebsvereinbarung durch eine Neuregelung zu ersetzen, die dem Sinn und Zweck des unwirksamen Teils so nahe wie möglich kommt.

(2)
Die Betriebsvereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft.

(3)
Die Betriebsvereinbarung ist mit einer Frist von drei Monaten zum Monatsende zu kündigen.

(4)
Im Falle ihrer Kündigung wirkt die Betriebsvereinbarung bis zum Abschluss einer sie ersetzenden Regelung in allen ihren Teilen nach.

__________________________________________________________    

(Ort, Datum)  (Unterschrift Geschäftsleitung)  (Unterschrift Betriebsrat)
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www.betriebsrat-mitbestimmung.de 

